
5. Abschnitt 

Prostitution 

§ 14 

Verbot 

Verboten ist: 

a) 
die gewerbsmäßige Duldung sexueller Handlungen am eigenen Körper oder die gewerbsmäßige Vornahme 
sexueller Handlungen (Prostitution) außerhalb von bewilligten Bordellen (§ 15); 

b) 
die außerhalb von bewilligten Bordellen und Erlaubniszonen (§ 18a) öffentlich, insbesondere auf der Straße, 
in Erscheinung tretende Anbahnung von Beziehungen zur Ausübung der Prostitution; die Kontaktaufnahme 
über Telefon oder elektronische Medien wird von diesem Verbot nicht erfasst; 

c) 

außerhalb von bewilligten Bordellen und Erlaubniszonen die Kontaktaufnahme mit Personen, die die 
Prostitution anbahnen oder ausüben, zum Zweck der Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen sowie die 
Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen außerhalb von bewilligten Bordellen; die Kontaktaufnahme 
über Telefon oder elektronische Medien wird von diesem Verbot nicht erfasst; 

d) 
die Gewährung oder Beschaffung der Gelegenheit zur Ausübung der Prostitution außerhalb von bewilligten 
Bordellen, insbesondere durch die Überlassung von Räumen; 

e) 
das Bewerben von Sexualdienstleistungen, welche geeignet sind, sexuelle Krankheiten zu übertragen 
(Unsafe-Sex-Praktiken). 

§ 15 

Text 

§ 15 

Bordellbewilligung 

(1) Ein Bordell ist ein Betrieb, in dem die Prostitution ausgeübt wird. Ein Bordell darf nur mit Bewilligung 

(Bordellbewilligung) betrieben werden. 

(2) Eine Bordellbewilligung darf nur Personen erteilt werden, die 

a) voll handlungsfähig und verlässlich sind; 

b) die Staatsbürgerschaft einer Vertragspartei des EWR-Abkommens besitzen. 

Als nicht verlässlich sind Personen anzusehen, die 

1. 

wegen einer mit Vorsatz begangenen Tat gerichtlich verurteilt worden sind, es sei denn, daß die 
Verurteilung getilgt ist oder der Beschränkung über die Erteilung von Auskünften aus dem Strafregister 
nach § 6 des Tilgungsgesetzes 1972, BGBl. Nr. 68, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 87/2012, 
oder einer vergleichbaren Vorschrift eines anderen Staates unterliegt, oder 

2. 
wenigstens dreimal wegen einer Übertretung von Vorschriften auf dem Gebiet der Prostitution, des 
Veranstaltungswesens oder des Jugendschutzes bestraft worden sind. 

(3) Eine Bordellbewilligung darf nur erteilt werden, wenn 

a) das Bordell in einem nicht auch anderen Zwecken dienenden Gebäude betrieben werden soll und 

b) 

öffentliche Interessen nicht dagegen sprechen, insbesondere nicht zu befürchten ist, daß der Betrieb eines 
Bordells zu Missständen führt, die das örtliche Gemeinschaftsleben in unzumutbarer Weise stören. Hierbei 
ist insbesondere auf mögliche Beeinträchtigungen der in der Nachbarschaft lebenden oder sonst sich längere 
Zeit dort aufhaltenden Personen, insbesondere Jugendlicher, Bedacht zu nehmen; 

c) der Standort des Bordells nicht einer Verordnung nach Abs. 4 widerspricht. 

(4) Die Gemeinde kann durch Verordnung die Anbahnung und Ausübung der Prostitution in Teilen des 

Gemeindegebietes untersagen, wenn die Prostitution dort, nach in § 18a Abs. 1 und 2 angeführten Kriterien, zu 
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Missständen führt, die das örtliche Gemeinschaftsleben stören. Die Untersagung darf sich nicht auf den Standort 

eines bewilligten Bordells beziehen und nicht das gesamte Gemeindegebiet umfassen. 

(5) Eine Bordellbewilligung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen nach Abs. 2 und 3 vorliegen. 

(6) Eine Bordellbewilligung ist befristet, mit Auflagen oder unter Bedingungen zu erteilen, soweit dies zur 

Wahrung öffentlicher Interessen im Sinne des Abs. 3 erforderlich ist. 

(7) Eine Bordellbewilligung ist zu versagen, wenn auch nur eine der Voraussetzungen nach Abs. 2 und 3 

nicht vorliegt. 

(8) Eine Bordellbewilligung erlischt, wenn der Betrieb des Bordells nicht binnen zwei Jahren nach Eintritt 

ihrer Rechtskraft aufgenommen oder für mehr als acht Monate unterbrochen wurde. 

(9) Eine Bordellbewilligung ist zu widerrufen, wenn auch nur eine der Voraussetzungen für ihre Erteilung 

nicht mehr gegeben ist. Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 2 ist von der Behörde in Abständen von 

höchstens fünf Jahren, beginnend mit dem Eintritt der Rechtskraft der Bordellbewilligung, zu überprüfen. 

(10) Wird ein Bordell ohne Bewilligung betrieben, so hat die Behörde dessen Schließung zu verfügen. Von 

der Schließung ist die zur Ahndung von Verwaltungsübertretungen nach § 19 zuständige Behörde (§ 23 Abs. 2) 

zu verständigen. 

§ 16 

Text 

§ 16 

Bewilligungsverfahren 
  

(1) Ein Ansuchen um die Erteilung einer Bordellbewilligung ist schriftlich einzubringen. 

(2) Dem Ansuchen sind anzuschließen: 

a) die zur Beurteilung des Vorhabens erforderlichen Pläne und Beschreibungen, 

b) 
der Nachweis des Eigentums an der Liegenschaft oder, wenn der Bewilligungswerber nicht selbst 
Liegenschaftseigentümer ist, dessen schriftliche Zustimmung und 

c) 
die zur Beurteilung der Verlässlichkeit nach § 15 Abs. 2 erforderlichen Unterlagen wie 
Strafregisterbescheinigungen oder ähnliche Nachweise. 

(3) Im Bewilligungsverfahren ist die zur Ahndung von Verwaltungsübertretungen nach § 19 berufene 

Behörde (§ 23 Abs. 2) zu hören. Diese Behörde ist vom Ausgang des Verfahrens zu verständigen. 

§ 17 

Text 

§ 17 

Betrieb eines Bordells 

(1) Die Räume eines Bordells dürfen zur Ausübung der Prostitution nur mietweise und nur an 

eigenberechtigte Personen überlassen werden, die durch einen nach den gesundheitsrechtlichen 

Vorschriften ausgestellten amtlichen Lichtbildausweis nachweisen können, dass sie frei von 

Geschlechtskrankheiten sind. Für die Ausübung der Prostitution durch die Inhaberin der 

Bordellbewilligung selbst ist keine mietweise Raumüberlassung erforderlich. 

 

 



(2)  Der Inhaber der Bordellbewilligung ist verpflichtet, Personen, die im Bordell die Prostitution ausüben 

sollen, unter Anführung ihres Vor- und Familien- oder Nachnamens, Geburtsdatums, Geburtsortes, 

Wohnsitzes und der Höhe des von ihnen im Bordell zu entrichtenden Mietzinses vor der Aufnahme ihrer 

Tätigkeit der Behörde und der zur Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren zuständigen Behörde (§ 23 

Abs. 2) schriftlich bekannt zu geben. Auf Verlangen der Behörde sind diese Daten nach der Aufnahme der 

Tätigkeit durch die betreffende Person durch geeignete Dokumente nachzuweisen. Jede Änderung ist 

unverzüglich der Behörde und der zur Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren zuständigen Behörde 

bekannt zu geben. 

(3) Der Inhaber der Bordellbewilligung oder sein verantwortlicher Vertreter (§ 18 Abs. 1) muß während der 

Betriebszeiten im Bordell anwesend sein. Er hat Personen, die durch ihr Verhalten die Ruhe und Ordnung stören, 

den Zutritt bzw. den weiteren Aufenthalt zu untersagen. 

(4) Der Inhaber der Bordellbewilligung hat den Organen der Behörde und der zur Durchführung von 

Verwaltungsstrafverfahren zuständigen Behörde (§ 23 Abs. 2) auf Verlangen jederzeit und unverzüglich Eintritt 

in das Bordell zu gewähren. 

(5) Verboten ist: 

a) das persönliche Anwerben von Besuchern vom Bordell aus und 

b) 
die in der Öffentlichkeit im Hinblick auf das sittliche Empfinden störend in Erscheinung tretende Werbung 
für das Bordell sowie die Werbung für das Bordell an Orten, an denen sich Kinder und Jugendliche häufig 
aufhalten, wie Schulen, Kindergärten, Jugendzentren, Sportanlagen, Bahnhöfe oder Haltestellen. 

(6) Den Prostituierten ist es verboten, im Bordell Besuche zu anderen Zwecken als zur Ausübung der 

Prostitution zu empfangen. 

(7) Der Inhaber der Bordellbewilligung hat alles ihm zumutbare zu unternehmen, um Übertretungen der 

Abs. 5 und 6 hintanzuhalten. 

(8) Minderjährigen ist der Besuch eines Bordells verboten. Der Inhaber der Bordellbewilligung hat bei 

Zweifeln über die Volljährigkeit eines Besuchers diese auf geeignete Weise, etwa durch Aufforderung zur 

Vorlage eines Ausweises, zu überprüfen. Kann der Besucher seine Volljährigkeit nicht nachweisen, so ist ihm 

der Zutritt zu untersagen. 

(9) Die Gemeinde hat zur Aufrechterhaltung der Ruhe, Ordnung und Sicherheit sowie zur Sicherung 

hygienisch einwandfreier Zustände nähere Vorschriften über den Betrieb von Bordellen, insbesondere über die 

Betriebszeiten, den Genuss von alkoholischen Getränken, das Verhalten der Bordellbesucher im Bordell und die 

Einrichtung, Ausstattung und Reinhaltung der Räume, zu erlassen. 

(10) Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen zur Sicherstellung einheitlicher 

einwandfreier hygienischer Zustände beim Betrieb von Bordellen erlassen. 

§ 18 

Text 

§ 18 

Verantwortlicher Vertreter 

(1) Der Inhaber einer Bordellbewilligung kann höchstens drei Personen, die die im § 15 Abs. 2 

genannten Voraussetzungen erfüllen, als verantwortliche Vertreter bestellen. Die Bestellung bedarf 

der Genehmigung der Behörde. Der mit Genehmigung der Behörde bestellte verantwortliche 

Vertreter unterliegt für die Dauer der Vertretung anstelle des Inhabers der Bordellbewilligung den 

für diese geltenden Bestimmungen dieses Gesetzes und der in seiner Durchführung erlassenen 

Verordnungen. 

 



(2) Die Behörde hat in Abständen von höchstens zwei Jahren, beginnend mit dem Eintritt der Rechtskraft 

der Genehmigung der Bestellung, zu überprüfen, ob der verantwortliche Vertreter die im § 15 Abs. 2 genannten 

Voraussetzungen noch erfüllt. Die Genehmigung der Bestellung ist zu widerrufen, wenn 

a) auch nur eine der Voraussetzungen für die Bestellung nachträglich weggefallen ist, 

b) 
der verantwortliche Vertreter innerhalb von fünf Jahren wenigstens fünfmal nach § 19 Abs. 2 rechtskräftig 
bestraft worden ist. 

(3) Die Behörde kann in einem Bescheid, mit dem die Genehmigung der Bestellung als verantwortlicher 

Vertreter nach Abs. 2 lt. b widerrufen wird, aussprechen, dass eine solche Genehmigung nach Ablauf einer 

bestimmten, ein Jahr nicht unterschreitenden Frist neuerlich erteilt werden kann, wenn zu erwarten ist, dass der 

verantwortliche Vertreter die ihm nach diesem Gesetz obliegenden Verpflichtungen erfüllen wird. 

§ 18a 

Text 

§ 18a 

Erlaubniszonen 

(1) Die Gemeinde kann durch Verordnung Bereiche festlegen, innerhalb derer die Anbahnung von 

Beziehungen zur Ausübung der Prostitution zulässig ist (Erlaubniszonen), sofern sichergestellt ist, dass 

a) berechtigte Interessen der Öffentlichkeit oder der Anrainer nicht verletzt werden, 

b) schwerwiegende Sicherheitsinteressen der Prostituierten nicht verletzt werden, 

c) 

keine Flächen erfasst sind, für die aus sonstigen Gründen, wie insbesondere Lärmbelästigung oder störende 
Lichteinwirkung zu erwarten ist, dass eine Nutzung als Erlaubniszone zu einer unzumutbaren Störung des 
Gemeinschaftslebens führen würde oder sonstigen raubmörderischen Planungen der Gemeinde zuwider 
laufen würde, 

d) 
die Erlaubniszonen öffentlich gut erreichbar sind und Autos zu- und abfahren können, ohne den 
Fließverkehr zu behindern, 

e) die Erlaubniszonen ausreichend beleuchtet sind und über eine geeignete Infrastruktur verfügen. 

Erlaubniszonen sind durch Straßenbezeichnungen einzugrenzen und als solche zu kennzeichnen. 

(2) Verboten ist die Anbahnung von Beziehungen zur Ausübung der Prostitution in Erlaubniszonen: 

a) 
in Gebäuden, die, wenn auch nur teilweise, für religiöse Zwecke der gesetzlich anerkannten Kirchen und 
Religionsgesellschaften oder staatlich eingetragenen religiösen Bekenntnisgemeinschaften gewidmet sind, 
einschließlich der dazugehörigen Außenanlagen, 

b) 
in Gebäuden, in denen Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen, Kinderbetreuungseinrichtungen, sonstige 
Einrichtungen zur zeitweisen Betreuung von Kindern, Schulen, Opferschutz- und Kriseneinrichtungen oder 
Heil- und Pflegeanstalten untergebracht sind, einschließlich der dazugehörigen Außenanlagen, 

c) 
in Gebäuden, welche aus historischen Gründen ungeeignet erscheinen, insbesondere Gedenkstätten, 
einschließlich der dazugehörigen Außenanlagen, 

d) 
auf Flächen, die als Kinderspielplätze, Friedhöfe, Kleingartengebiete oder Haltestellenbereiche öffentlicher 
Verkehrsmittel verwendet werden. 

(2) Zur Wahrung der Interessen nach Abs. 1 lit. a und b können in Verordnungen nach Abs. 1 zeitliche 

Beschränkungen für die Anbahnung von Beziehungen zur Ausübung der Prostitution festgelegt 

werden. Dabei ist auch darauf Bedacht zu nehmen, dass die Wahrnehmbarkeit der Anbahnung 

durch die Öffentlichkeit, insbesondere durch Kinder und Jugendliche, unter Berücksichtigung der 

örtlichen Verhältnisse ein zumutbares Ausmaß nicht übersteigt. 

 

 



§ 19 

Text 

§ 19 

Strafbestimmung 

(1) Wer einem Verbot nach § 14 oder nach § 18a Abs. 2 oder den Bestimmungen einer Verordnung nach 

§ 18a Abs. 3 zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 4.000,-

 Euro zu bestrafen. Im Wiederholungsfall oder bei Vorliegen sonstiger erschwerender Umstände kann für 

Übertretungen nach § 14 lit. d eine Geldstrafe bis zu 8.000,- Euro verhängt werden. 

(2) Wer ein Bordell ohne Bewilligung nach § 15 betreibt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 

einer Geldstrafe bis zu 36.000,- Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu vier 

Wochen, zu bestrafen. 

(3) Wer den Bestimmungen des § 17 Abs. 1 bis 8 sowie den Bestimmungen einer Verordnung nach § 17 

Abs. 9 zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 2.500,- Euro zu 

bestrafen. 

(4) Der Versuch einer Verwaltungsübertretung nach Abs. 1, 2 oder 3 ist strafbar. Dies gilt nicht für 

Kontaktaufnahmen nach § 14 lit. c. 

(5) Die im § 14 lit. a, b, d und e bezeichneten Tathandlungen gelten nach einer Betretung durch Organe des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes als beendet. Eine Fortsetzung der Übertretungshandlung gilt als eigenständige 

Verwaltungsübertretung und nicht als fortgesetztes Delikt. 

§ 19a 

Text 

§ 19a 

Überwachung und Schließung eines Bordells 

(1) Besteht aufgrund konkreter Tatsachen der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach § 19 

Abs. 1 oder 2, so sind die Behörde und die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes berechtigt, von allen 

Personen, die in Gebäuden oder Räumen, die dem Anschein nach der gesetzwidrigen Ausübung der Prostitution 

dienen, angetroffen werden, einen Nachweis ihrer Identität und die erforderlichen Auskünfte zu verlangen. Die 

Auskunftspflicht hat sich ausschließlich auf solche Sachverhalte zu beziehen, die Verwaltungsübertretungen 

nach § 19 Abs. 1 oder 2 darstellen könnten. § 35 Abs. 2 und 3 des Sicherheitspolizeigesetzes, BGBl. Nr. 

566/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 195/2013, ist sinngemäß anzuwenden. Weiters gilt § 49 

des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 mit der Maßgabe, dass eine Verweigerung der Auskunft 

aus dem Grunde des Gereichens zur Unehre nicht zulässig ist. Die Organe der Behörde und die Organe des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes sind berechtigt, zu diesem Zweck auch Gebäude und Räume, die dem Anschein 

nach der gesetzwidrigen Ausübung der Prostitution dienen, zu betreten. Die Eigentümer oder Mieter solcher 

Gebäude oder Räume sind verpflichtet, das Betreten ihrer Gebäude oder Räume zu dulden. Die Ausübung 

unmittelbarer Zwangsgewalt ist zulässig. 

(2) Die Behörde und die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind weiters befugt, vorgefundene 

Beweismittel sicherzustellen und in Verwahrung zu nehmen. Die sichergestellten Sachen sind dem Eigentümer 

oder rechtmäßigen Besitzer unverzüglich auszufolgen, sobald der Sicherstellungszweck entfällt. Können 

sichergestellte Sachen innerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten ab Entfall des Sicherstellungszweckes 

nicht ausgefolgt werden, weil der Behörde kein Eigentümer oder rechtmäßiger Besitzer bekannt wurde, so gelten 

diese Sachen als verfallen und sind zu verwerten oder, falls dies nicht möglich oder zulässig ist, zu vernichten. 

Ein allenfalls erzielter Erlös ist dem Eigentümer auf dessen Verlangen binnen drei Jahren nach dem Eintritt des 

Verfalls auszufolgen. 
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(3) Besteht aufgrund konkreter Tatsachen der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach § 19 

Abs. 2 und ist anzunehmen, dass der gesetzwidrige Bordellbetrieb fortgesetzt wird, so kann die Behörde auch 

ohne vorangegangenes Verfahren die zur Unterbindung des Bordellbetriebes notwendigen Maßnahmen, 

insbesondere die Schließung des Bordells, an Ort und Stelle treffen. 

(4) Auf Antrag des bisherigen Betreibers oder des Eigentümers der Räume, die als Bordell verwendet 

wurden, hat die Behörde mit Bescheid die nach Abs. 3 getroffenen Maßnahmen zu widerrufen, wenn der 

Antragsteller 

a) eine Bordellbewilligung vorweisen kann oder 

b) 
sicherstellen kann, dass der Betrieb des Bordells auch nach dem Widerruf der Maßnahmen nach Abs. 3 
nicht wieder aufgenommen wird. 

 


